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Vor dem Steuer-Gewerkschaftstag in Chemnitz:

DSTG stellt sich auf härtere Zeiten und Kampf
auf neuen Feldern ein

Gewerkschaftstag des Landesverbandes Berlin

DSTG lehnt Abgeltungsteuer entschieden ab
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Berlin stand in den letzten Wochen im Zeichen Europas. Während der deut-

schen EU-Präsidentschaft wurde die Bundeshauptstadt mit vielen Veranstaltungen zur europäischen
Bühne. Eine internationale Steuerkonferenz im Bundesfinanzministerium befasste sich mit der Kon-
zernbesteuerung. Noch ist die deutsche Unternehmensteuerreform vom Parlament nicht verabschie-
det, aber bereits jetzt zeigen sich neue Aspekte für die Besteuerung von international tätigen Konzer-
nen. Der Schlüsselbegriff ist hier die gemeinsame konsolidierte Bemessungsgrundlage. In diese Rich-
tung geht auch eine Forderung der DSTG, weil internationale Vergleiche nur sinnvoll durchgeführt
werden können, wenn die Gewinne in allen europäischen Staaten nach einheitlichen Bemessungs-
grundlagen ermittelt werden. 

In einer Zukunftsvision wurde sichtbar, dass die Konzernbesteuerung zentral an einem Hauptfinanz-
amt abgewickelt werden soll, nämlich dort, wo die Holding residiert. Vom Holdingsitz aus würde die
Betriebsprüfung zentral gesteuert werden. Maßgeblich soll auch hier das one-stop-shop-Verfahren
sein. Das heißt ein Anlauffinanzamt für den gesamten Konzerverbund. Wenn nicht gleichzeitig inter-
national die Steuersätze angenähert werden, ist schon erkennbar, dass ein Steuerwettlauf um die
Holdingsitze einsetzen wird. Damit hätte man ein neues Argument, die Unternehmensteuersätze
noch weiter abzusenken.

Gegen niedrige Steuersätze haben wir im Grundsatz nichts, nur muss die Frage erlaubt sein, wer soll
dann den Staat noch finanzieren? Die Arbeitnehmer werden immer höher belastet, die Unternehmer
immer mehr entlastet. Eine solche Entwicklung stört auf Dauer den sozialen Frieden in unserer Repu-
blik. Dabei ist der Finanzbedarf des Staates ungebrochen. Angesichts der neuen Steuerschätzungen,
die für alle Gebietskörperschaften ein Plus von 190 Mrd. Euro erbringt, ist die Wunschliste der Minis-
terien an den Bundesfinanzminister bereits lang geworden. Leider hat Bundesinnenminister Schäu-
ble, zumindest öffentlich, keine Mittel für eine Gehaltserhöhung der Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes angefordert, obwohl Einkommensanpassungen im öffentlichen Dienst für die Tarifbeschäfti-
gen wie für die Beamten längst überfällig sind. Wegen der schlechten Kassenlage wurde über drei
Jahre hinweg eine Nullrunde verordnet,  Sonderzahlungen wurden gekürzt und die Beschäftigten zur
Kasse gebeten. Wenn sich nun die Kassenlage bessert, muss der Bundesinnenminister beim Finanz-
minister auf dem Teppich stehen und die nötigen Finanzmittel für die Teilhabe an der allgemeinen
Einkommensentwicklung einfordern. 4 % Plus überfordert die Kassen nicht. Denn auf den Gesamt-
haushalt bezogen, liegen die Personalkosten des Bundes bei rund 11 %. Das heißt auf den Bundes-
haushalt bezogen wären 4 % Plus 0,5 % Mehrausgaben für Personal. Dies ist machbar und überfällig. 

Inzwischen liegt ein weiteres neues Steueränderungsgesetz auf dem Tisch der Koalition. Der Entwurf
eines Gesetzes zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements beinhaltet steuerliche 
Absenkungen, die sich in der vollen Jahreswirkung auf 440 Mio. Euro summieren. Auch gegen diese
Steuererleichterungen hat die DSTG nichts einzuwenden. Diese 440 Mio. Euro sind aber in etwa der
Betrag, der bei den Bundesbediensteten als Sparopfer eingesammelt wurde. 

Dies alles und noch einige Punkte mehr würden wir gern dem Bundesfinanzminister Peer Steinbrück
auf dem Ende Juni stattfindenden Steuer-Gewerkschaftstag der DSTG präsentieren. Obwohl der Ter-
min dem Bundesfinanzminister seit mehr als einem Jahr bekannt ist, sieht sich sein Büro nicht in der
Lage, die Teilnahme des Bundesfinanzministers zuzusagen. Der Finanzminister hat offenbar für die
Beschäftigten seiner Einnahmeverwaltung keine Zeit. Dabei möchte er gerne die gesamte Steuerver-
waltung als Bundesverwaltung übernehmen. Ein Dienstherr, der für seine Beschäftigten keine Zeit
hat, ist kein guter Dienstherr. Insoweit sehen wir in der Teilnahme oder Nichtteilnahme am Steuer-
Gewerkschaftstag auch ein Signal, ob er tatsächlich ernsthaft will, im Rahmen der Föderalismusre-
form II, den Zuschlag für die Bundessteuerverwaltung zu bekommen. Auch in diesem Punkt wollen
wir Finanzminister Steinbrück in Chemnitz Fragen stellen. Mal sehen, ob er kommt. Alle Ehrengäste,
die nach Chemnitz kommen, sind uns herzlich willkommen.

Mit kollegialen Grüßen

HHeerraauussggeebbeerr::  Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG), Friedrichstraße 169/170, 10117 Berlin, Telefon (0 30) 20 62 56-6 00, Tele-
fax (0 30) 20 62 56-6 01, IInntteerrnneett:: www.dstg-verlag.de, E-Mail: dstg-bund@t-online.de. VVeerraannttwwoorrttlliicchh::  Dieter Ondracek, Rafael
Zender. VVeerrllaagg::  Steuer-Gewerkschaftsverlag, Friedrichstraße 169/170, 10117 Berlin, Telefon (0 30) 20 62 56-6 50, Telefax (0 30)
20 62 56-6 01, E-Mail: stgv@dstg-verlag.de. FFoottooss::  M. Darchinger, DSTG-Archiv, Fiegel. AAnnzzeeiiggeennvveerrwwaallttuunngg  DDSSTTGG  mmaaggaazziinn:: Steu-
er-Gewerkschaftsverlag, Elke Schmidt, Friedrichstraße 169/170, 10117 Berlin, Telefon (0 30) 20 62 56-6 50, Telefax (0 30)
20 62 56-6 01, E-Mail: stgv@dstg-verlag.de. Anzeigenpreisliste Nr. 24 gültig ab 1. Oktober 2005. Nachdruck honorarfrei gestat-
tet. GGeessttaallttuunngg:: Marian Neugebauer. BBeezzuuggssbbeeddiinngguunnggeenn:: Das DSTG magazin erscheint zehnmal jährlich. Der Bezugspreis ist
durch Mitgliedsbeitrag abgegolten. Dem DSTG magazin regelmäßig beigefügt ist „Die Steuer-Warte“ und einem Teil der Aus-
gabe, neunmal im Jahr „Die Steuer-Gewerkschaft in Nordrhein-Westfalen“. Namentlich gekennzeichnete Artikel stellen in je-
dem Fall nur die Meinung des Verfassers dar.
HHeerraauussggeebbeerr  ddeerr  ddbbbb  sseeiitteenn:: Bundesleitung des dbb beamtenbund und tarifunion – Bund der Gewerkschaften des öffentlichen Diens-
tes und des privaten Dienstleistungssektors – Friedrichstr. 169/170, 10117 Berlin, (0 30) 40 81-40, Telefax (0 30) 40 81-55 98. IInntteerrnneett::
www.dbb.de. E-Mail: magazin@dbb.de. CChheeffrreeddaakkttiioonn:: Dr. Walter Schmitz; Redaktion: Christine Bonath, Jan Brenner; Redaktionsse-
kretärin: Sabrina Bruns. Redaktionsschluss am 10. jeden Monats. Namensbeiträge stellen in jedem Falle nur die Meinung des Verfas-
sers dar. GGeessttaallttuunngg::  Marian Neugebauer. FFoottooss:: dpa, Fiegel, MEV. VVeerrllaagg::  dbb Verlag GmbH. VVeerrllaaggssoorrtt uunndd  BBeesstteellllaannsscchhrriifftt::  
Friedrichstraße 165, 10117 Berlin, Telefon (0 30) 7 26 19 17-0, Postbank: Köln 2017 04-503. VVeerrssaannddoorrtt::  Düsseldorf. HHeerrsstteelllluunngg  uunndd  
AAnnzzeeiiggeenn::  Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Höherweg 278, 40231 Düsseldorf, Internet www.vva.de, E-Mail info@vva.de. AAnnzzeeiiggeenn--
lleeiittuunngg:: Ulrike Niggemann. Anzeigenverkauf: Panagiotis Chrissovergis, Tel. (02 11) 73 57-8 41, Anzeigendisposition: Britta Urbanski, 
Telefon (02 11) 73 57-5 63, Telefax (02 11) 73 57-5 07. Anzeigentarif Nr. 48 (dbb magazin), gültig ab 1. 10. 2006. Druckauflage dbb 
magazin: 766.050 Exemplare (IVW 2/2006). Vertrieb: Heike Lohe, Tel. (02 11) 73 57-8 54, Telefax (02 11) 73 57-8 91. Anzeigenschluss:
6  Wochen vor Erscheinung. Gedruckt auf Papier aus elementar-chlorfrei gebleichtem Zellstoff. IISSSSNN  00117788--220077XX

Impressum>

dbb>

DSTG>Editorial>

dbb Kongress zum Bürokratieabbau:
Weniger Bürokratie und besseres Recht 18

Bundeshauptvorstand in Bremen 19

dbb unterstützt Nichtraucherschutz 19

Kongress Bürokratieabbau:
Medieninteresse 20

Privatisierung: Keine Lösung 20

Tarifpolitik der Länder 21

7. Symposium der dbb tarifunion 21

Mitgliederservice 22

6. Forum Personalvertretungsrecht 23

Bürokratieabbau:
Best Practice in Brandenburg 24

Drei Fragen an Frank Stöhr 26

Europäischer Dialog der Zivilgesellschaft 27

2. Fachtagung der Akademie Europa 27

Internationaler Jugendaustausch 28

Tacker 28

Novelle des Eichgesetzes 30

Mittagsgespräch 32

Glosse 37

Verständliche Gesetzentwürfe:
Amtsdeutsch a. D. 38

50 Jahre dbb bundesfrauenvertretung:
Frauenpolitik im Wandel 40

die andere meinung 44

Interview mit Brigitte Zypries, 
Bundesministerin der Justiz 46

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

>

DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft

3

Ed
it

o
ri

a
l

Vor dem Steuer-Gewerkschaftstag in 
Chemnitz: DSTG stellt sich auf härtere 
Zeiten und Kampf auf neuen Feldern ein 4

Die bisherige Kandidatenliste für die 
Wahl der DSTG-Bundesleitung 6

Gewerkschaftstag des Landesverbandes 
Berlin 8

DSTG lehnt Abgeltungsteuer 
entschieden ab 11

Konsequenzen aus Anhörung von 
Experten: Unternehmensteuerreform 
wird nachgebessert 12

Seminar „höherer Dienst“ in 
Königswinter ist ein Magnet 14

Seminar über neues Tarifrecht 15

Großer DSTG-Erfolg bei HPR- und 
BPR-Wahlen in Sachsen 15

Tauschecke 16>

>

>

>

>

>

>

>

>



DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft

> DSTG magazin | Juni 2006

S
te

u
e

r-
G

e
w

e
rk

sc
h

a
ft

st
a

g

4

Vor dem Steuer-Gewerkschaftstag in Chemnitz

DSTG stellt sich auf härtere Zeiten
Vom 24. bis 26. Juni 2007 findet
der 16. Steuer-Gewerkschafts-
tag  unter dem Motto „Starke
Steuerverwaltung – sichere
Staatsfinanzen“ in Chemnitz im
Freistaat Sachsen statt. 

Rund 300 Delegierte werden im
höchsten DSTG-Gremium über
200 Anträge beraten und die ge-
werkschaftlichen Leitlinien für
die kommende Wahlperiode de-
battieren und festlegen. 

Der 16. Steuer-Gewerkschafts-
tag findet in einer Zeit der Um-
brüche und Neuerungen in zahl-
reichen Bereichen statt, von de-
nen die Kolleginnen und Kolle-
gen stark betroffen sind. Das
fängt bei der fiebrigen und un-
übersichtlichen Steuergesetzge-
bung an und setzt sich fort bis
hin zu den durch die Föderalis-
musreform verursachten Ände-
rungen im Beamtenrecht. Trotz
der schwierigen Rahmenbedin-
gungen kann die DSTG auf zahl-
reichen gewerkschaftlichen Ar-
beitsfeldern Erfolge vorweisen
oder hat schlimmere Entwick-
lungen abwenden können. 

„Ausreißer“ im 
Steuerrecht verhindert

Zu den Aufgaben der DSTG ge-
hört es nicht nur direkte Interes-
sen ihrer Mitglieder – wie Fra-
gen des Beamten-, Besoldungs-
und Versorgungs- sowie des Ta-
rifrechts – zu vertreten, sondern
es muss sichergestellt sein, dass
der Steuerverwaltung nicht Auf-
gaben aufgebürdet werden, die
mit dem vorhandenen Personal
nicht mehr zu bewältigen sind.
Während der Gesetzgebungs-
prozesse spielen Fragen der Pra-
xistauglichkeit in der Regel eine
eher untergeordnete Rolle – die
DSTG setzt sich aus Sicht der
Kolleginnen und Kollegen in den
Finanzämtern deshalb vor allem
dafür ein, dass die Steuergeset-
ze handhabbar und praxistaug-
lich bleiben. 

>

Während eines laufenden Ge-
setzgebungsverfahrens nimmt
die DSTG Stellung zu Referen-
tenentwürfen, versucht über die
Länderfinanzminister Einfluss
auf den Bundesrat zu nehmen
und lässt die Praktikersicht über
die Finanzpolitiker der Fraktio-
nen in den Bundestag einflie-
ßen. In den Expertenanhörun-
gen im Finanzausschuss des
Deutschen Bundestags wird die
DSTG-Sicht förmlich und vertieft
durch schriftliche und mündli-
che Stellungnahmen in die Mei-
nungsbildung der maßgeben-
den Finanzpolitiker eingebracht. 

Aufgrund der Reformfreudigkeit
der letzten und der aktuellen Re-
gierungskoalition ist der Steuer-
sachverstand der DSTG vielfach
gefragt – seit dem 15. Steuer-
Gewerkschaftstag im Juni 2003
konnte die DSTG mit 36 Stel-
lungnahmen zu steuerrecht-
lichen Vorhaben, Referenten-
und Gesetzesentwürfen die
Praktikersicht begründen und
auf die Einhaltung der sozialen
Symmetrie hinwirken. Dabei ist
es gelungen, ausufernde und
unvertretbare Mehrarbeit für
die Steuerverwaltung zu verhin-
dern.

Finanzbeamte haben in
der Bevölkerung keine
Lobby

Die steuerpolitische Arbeit der
DSTG ist eingebettet in eine in-
tensive Medien- und Öffentlich-
keitsarbeit. 

Dabei ist es gelungen, auch die
Interessen und Belange der Be-
schäftigten in den Steuerverwal-
tungen in die Öffentlichkeit zu
transportieren. Die DSTG ist für
Journalisten und Steuerpolitiker
sämtlicher Couleur, vielfach
auch aus dem Ausland, erste
Adresse in Berlin zu aktuellen
Fragen rund um das Steuerrecht
geworden. Die Journalisten

>

schätzen die steuerrechtlichen
Kenntnisse und sind dankbar,
wenn sie in klar verständlicher
Form seriös über Hintergründe
informiert werden. In diesem
Zusammenhang ruft die DSTG
das Interesse für die beruflichen
Belange der Finanzamtsbeschäf-
tigten hervor, was anderen Ge-
werkschaften mit lediglich be-
rufspolitischem Ansinnen
wegen des fehlenden Interesses
der Öffentlichkeit kaum gelingt. 

Finanzbeamte haben keine na-
türliche Lobby in der Bevölke-
rung – trotzdem ist es gelungen
den Steuerbürgern zu vermit-
teln, dass die Kolleginnen und
Kollegen in den Finanzämtern
als hoch qualifizierte Dienstleis-
ter an ihrer Seite stehen. 

Die intensive Öffentlichkeitsar-
beit auf Bundesebene hat zu-
dem einen weiteren positiven
Effekt – sie unterstützt das
„Standing“ der DSTG in den Län-
dern und hilft vor Ort bei der
Durchsetzung gewerkschaft-
licher Forderungen.

Steuerpolitik auf 
verschiedenen Ebenen

Die DSTG bringt sich auf allen
Ebenen aktiv in die Steuerpolitik
ein. Sie arbeitet seit 1957 mit
anderen in der Steuerrechtspfle-
ge tätigen Verbänden und Orga-
nisationen in der Arbeitsge-
meinschaft Klimatagung mit
dem Ziel zusammen, weiterhin
ein gutes Steuerklima zu pfle-
gen. Im konstruktiven Aus-
tausch werden aktuelle Steuer-
rechtsthemen und -problemfel-
der debattiert und versucht ver-
bandsübergreifende Lösungen
zu finden. Verhandlungsleiter
der Arbeitsgemeinschaft Klima-
tagung ist der DSTG-Bundesvor-
sitzende Dieter Ondracek. Die
Administration der Arbeitsge-
meinschaft wird von der DSTG-
Bundesgeschäftsstelle über-

>

nommen. Über die Union des Fi-
nanzpersonals in Europa – ein
Zusammenschluss von derzeit
42 nationalen Gewerkschaften
aus dem Zoll- und Steuerbereich
aus 19 europäischen Staaten
mit mehr als 400 000 Einzelmit-
gliedern – bringt die DSTG die
Interessen des Finanzpersonals
ein. Der DSTG-Bundesvorsitzen-
de Dieter Ondracek wurde im
Herbst 2006 zum Präsidenten
der UFE wieder gewählt. Das
UFE-Generalsekretariat wird von
DSTG-Bundesgeschäftsführer
Rafael Zender wahrgenommen.

Steuergerechtigkeit be-
dingt angemesse Perso-
nalausstattung

Das Steuerrecht wird auch zu-
künftig zu den Rechtsgebieten
gehören, die starken politischen
Fliehkräften ausgesetzt sind.
Aus diesem Grund wird sich die
DSTG auf dem kommenden Ge-
werkschaftstag zu den grund-
sätzlichen Reforminhalten zum
Steuerrecht positionieren.

Dazu gehört unabdingbar eine
durchgreifende Vereinfachung
des Steuerrechts. Nur so kann
die Steuerverwaltung ihrer ge-
setzlichen Aufgabe nachkom-
men und die Steuern gleichmä-
ßig und somit gerecht festset-
zen und erheben. Es ist wichtig,
dass die Steuergesetze leicht
verständlich sind, weil nur so die
Akzeptanz beim Steuerbürger
sich wiederherstellen und das
Volumen der Steuerhinterzie-
hung begrenzen lässt. Der politi-
sche Prozess, aus Gründen der
Gerechtigkeit jeden noch so klei-
nen Einzelfall individuell regeln
zu wollen, hat dazu geführt,
dass Steuergerechtigkeit in der
Praxis nicht mehr vorhanden ist. 

Zur Steuergerechtigkeit gehört
auch die Eindämmung und Re-
duzierung des Volumens von
Steuersubventionen, das konti-

>
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n und Kampf auf neuen Feldern ein
nuierlich gestiegen ist. Waren es
im Jahr 1998 noch knapp 40
Milliarden Euro, so erreichte die
mit dem Steuerrecht vorgenom-
mene staatliche Umverteilung
im Jahr 2005 erstmals die 50-
Milliarden-Euro-Grenze. Im Hin-
blick auf die Kurzlebigkeit und
Fiebrigkeit des deutschen Steu-
errechts gehört neben einer
ausgewogenen Reduzierung des
Steuersubventionsvolumens vor
allem die Wiederherstellung der
Rechts- und Planungssicherheit
des Steuerrechts zu den wichtig-
sten Eckpunkten einer Steuer-
vereinfachung. 

Mit der Herstellung der Steuer-
gerechtigkeit verbunden ist
auch eine angemessene Perso-
nalausstattung der Steuerver-
waltung. Die Tatsache, dass

größtenteils Steuererklärungen
nicht mehr intensiv geprüft
werden können, wie es sein
sollte, ist nicht hinnehmbar
und führt zu keiner gerechten
Steuerfestsetzung. 

Daneben führt die personelle
Unterbesetzung der Ämter bei
den Beschäftigen für immer
größeren Unmut. Allein in den
letzten fünf Jahren wurde die
Steuerverwaltung um 15 000
Beschäftigte reduziert, obwohl
Aufgaben und Arbeitsanfall
weiter wachsen. 

Beschäftige nicht durch
Maschinen ersetzbar

Neben steuerpolitischen Fragen
wird sich die DSTG in Chemnitz
zu weiteren zukunftsrelevanten
Themenbereichen positionie-

>

ren und die gewerkschaftlichen
Leitlinien festlegen.

Dazu gehören die sich verän-
dernden Bedingungen in der
Steuerverwaltung – geprägt von
drastischen Sparmaßnahmen
und Personaleinsparung. Die
Verwaltung sucht nach Konzep-
ten, wie trotz der politisch vor-
gegebenen Personaleinsparun-
gen der Steuervollzug noch si-
chergestellt werden kann. Mit
Automatisierungsverfahren, risi-
koorientierter Fallauswahl oder
maschineller Kontrolle der Steu-
ererklärungen soll versucht wer-
den die Arbeit zu bewältigen.
Für die DSTG steht fest, dass die
Steuerausfälle weiter ansteigen
werden, wenn mit fortgesetz-
tem Personalabbau die Arbeits-
belastung der Kolleginnen und
Kollegen erhöht wird. Die DSTG
wird der Politik verdeutlichen,
dass nicht allein mit maschinel-
len Verfahren oder neuen Orga-
nisationsmaßnahmen eine ge-
rechte und stabile Besteuerung
sicherzustellen ist. Sämtliche
Maßnahmen, wie Controlling
und Leistungsvergleich, Budge-
tierung oder Kosten-Leistungs-
Rechnung können lediglich
unterstützende Wirkung entfal-
ten, die Arbeit des Beschäftigten
in der Finanzverwaltung erset-
zen sie nicht. 

Die DSTG wird konstruktiv die
Fortentwicklung einer moder-
nen EDV-Ausstattung begleiten.
Als Sackgasse stellte sich heraus,
dass sich die EDV-Landschaft in
den letzten 30 Jahren in den ein-
zelnen Bundesländern unter-
schiedlich entwickelt hat. Der
Versuch, mit dem Fiscus-Projekt
ein bundeseinheitliches Daten-
verarbeitungssystem in den
Steuerverwaltungen der Länder
zu schaffen, ist gescheitert – die
Schwachpunkte des Projekts Fis-
cus wurden von der DSTG früh-
zeitig aufgezeigt. 

Die DSTG wird die neue Vorge-
hensweise zur Vereinheitlichung
der EDV-Landschaft mit dem Na-
men KONSENS (koordinierte
neue Softwareentwicklung der
Steuerverwaltung) unterstützen.
Der wichtigste Unterschied zum
Vorgängerprojekt Fiscus ist, dass
die Steuerungsfunktion für Stra-
tegie und Architektur der Infor-
mationstechnik durch fünf große
Bundesländer – Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfa-
len – unter Mitwirkung des Bun-
des einheitlich bestimmt wird.
Zudem haben sich alle Länder
verpflichtet, die einheitliche Soft-
ware einzusetzen. Wichtig für die
DSTG ist es, dass Parallelpro-
grammierungen vermieden wer-
den und so entstehende Effi-
zienzgewinne für eine bessere
Personalausstattung in den Fi-
nanzämtern sowie für eine Mo-
dernisierung der Geräteausstat-
tung verwendet werden. 

Probleme im weiteren Ablauf
dürfen nicht vorschnell als
Druckmittel für die Forderung
nach einer Bundessteuerverwal-
tung benutzt werden.

Neue Wege in funktions-
und leistungsgerechter
Bezahlung notwendig

Die DSTG wird sich den neueren
Entwicklungen rund um eine
funktions- und leistungsgerechte
Bewertung und Bezahlung der
Beschäftigten der Finanzverwal-
tung stellen und ihren Einfluss
geltend machen.

Eine funktionsgerechte Bewer-
tung und Bezahlung ist untrenn-
bar verbunden mit Motivation,
optimalem Betriebsklima und in-
dividueller Leistungsbereitschaft. 

Die derzeitig gültigen, vom
Bundesgesetzgeber geschaffe-
nen, besonderen Stellenplan-
obergrenzen für die Steuerver-

>
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Kollege Joachim Rothe beendet erfolgreiche Arbeit

Bei dem Aufbau von DSTG und Personal-
vertretung in den neuen Bundesländern
engagierte sich Kollege Joachim Rothe
schon frühzeitig nach der Wiedervereini-
gung für die Belange der Kolleginnen und
Kollegen. Nach seiner Wahl zum DSTG-
Ortsvorsitzenden beim Finanzamt Chem-
nitz-Süd im Jahr 1990 übernahm er gut

ein Jahr später den Vorsitz des DSTG-Landesverbandes Sach-
sen. 1995 wurde er stellvertretender Vorsitzender des Säch-
sischen Beamtenbundes, der 13. Steuer-Gewerkschaftstag
in Wiesbaden wählte ihn im gleichen Jahr zum stellvertre-
tenden Bundesvorsitzenden der DSTG. Fortan hat sich Kolle-
ge Joachim Rothe mit viel Geschick und Umsichtigkeit für
die Interessen der neuen Länder eingesetzt. 

Als Mitbegründer und Vorsitzender der DSTG-Sachsen, als
jahrelanger HPR- und BPR-Vorsitzender hat Kollege Joachim
Rothe viel für die gewerkschaftliche Arbeit und über sein
Wirken als Personalrat für die Beschäftigten der Steuerver-
waltung des Freistaats geleistet. Mit Sachverstand und
Kompetenz, aber auch durch Respekt vor der Arbeit des An-
deren erarbeitete er sich bei Verwaltung und Beschäftigten
Vertrauen und Anerkennung. Wegen seiner verlässlichen
und konstruktiven Art war er bei Verwaltung und in der Poli-
tik ein kompetenter und geschätzter Gesprächspartner.

Die DSTG dankt ihm für sein außerordentliches Engagement
und wünscht ihm in seinem Ruhestand alles Gute. 
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waltung gelten bis zum 1. Juni
dieses Jahres fort. Wenn die Lan-
desregierungen aufgrund ihrer
neuen Gesetzgebungskompe-
tenz für Besoldung und Versor-
gung nicht bis zu diesem Datum
neues Recht schaffen, fallen die-
se besonderen Bewertungen für
die Steuerverwaltung weg und
es würden die allgemeinen Stel-
lenplanobergrenzen des § 26
Abs. 1 Bundesbesoldungsgeset-
zes eingehalten.

Die DSTG sieht es deshalb als
unabdingbar an, dass alle Län-
der von ihrer Befugnis Gebrauch
machen und für die Steuerver-
waltung besondere Stellenplan-
obergrenzen als Landesrecht
schaffen. 

Interne Ausbildung ist
beizubehalten

Auch das Thema rund um die
Aus- und Fortbildung der Be-

>

schäftigten der Steuerverwal-
tung wird weiterhin ein wichti-
ges Aufgabenfeld gewerk-
schaftlicher Aktivität darstellen.
Aufgrund steigender Anforde-
rungen an jeden einzelnen Be-
schäftigten müssen zukünftig
die hohe Qualität und die Ein-
heitlichkeit der Steuerbeamten-
ausbildung erhalten bleiben.
Wichtig ist hierbei, der Bestand
der internen Ausbildung, denn
Ausbildungsexternalisierung
würde bewährte Strukturen
zerstören und so die hohe Aus-
bildungsqualität gefährden. 

Völlig neues Tarifrecht
eingeführt

Das Inkrafttreten des Tarifver-
trags für den öffentlichen
Dienst (TVöD) zum 1. Oktober
2005 sowie der Annahme des
Tarifvertrags für die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes in

>

den Ländern (TV-L) am 20. Mai
2006 und den sich daraus erge-
benden Neuerungen führten zu
einem völlig neuen Tarifrecht.
Die DSTG begleitete die schwie-
rigen und zähen Tarifverhand-
lungen aktiv und war mit regio-
nalen Informations- und Schu-
lungsveranstaltungen vor Ort
zur Stelle, um mit den verant-
wortlichen Kolleginnen und
Kollegen die neuen Tarifverträ-
ge zu analysieren. Ein wichtiger
Rahmen kommender gewerk-
schaftlicher Aktivität im Bereich
des Tarifrechts wird u. a. die
konkrete Ausgestaltung der
leistungsorientierten Bezah-
lung sein. Daneben sind die
Verhandlungen mit der Tarifge-
meinschaft der Länder über die
zukünftigen Eingruppierungs-
vorschriften für die Landesbe-
schäftigten bis spätestens Mit-
te 2009 abzuschließen. 

Der Ausblick zeigt, dass die
Zeiten noch härter werden,
die berechtigten Interessen
der Kolleginnen und Kollegen
in den Finanzämtern durchzu-
setzen. 

Künftig geht es bei der ge-
werkschaftlichen Arbeit ver-
stärkt um besoldungs- und
dienstrechtliche Fragen und in
diesem Zusammenhang vor
allem um die bundesweite Er-
haltung der Sonderstellung
der Steuerverwaltung.

Die DSTG wird auf der Ebene
des Bundes und der Länder
dafür kämpfen, dass der nach
der Föderalismusreform dro-
hende Flickenteppich im Be-
amten- und Versorgungsrecht
nicht weiter zerzaust. Die da-
für notwendigen Eckpfeiler
werden Ende Juni dieses Jah-
res in Chemnitz gesetzt. 

Die bisherige Kandidatenliste für die
Wahl der DSTG-Bundesleitung
Dieter Ondracek
(Bayerische Finanzgewerk-
schaft)

Vom Mitglied im Ortsvorstand
der Bayerischen Finanzgewerk-
schaft beim Finanzamt Regens-
burg im Jahr 1970 verlief die
gewerkschaftliche Karriere des
heutigen DSTG-Bundesvorsit-
zenden über den Ortsvorsitz,
die Mitgliedschaft im Landes-

vorstand der Bayerischen Fi-
nanzgewerkschaft im Jahr 1978
und den Vorsitz beim bfg-Be-
zirksverband Nordbayern bis
1995 an die Spitze der DSTG.
Auf dem 13. Steuer-Gewerk-
schaftstag in Wiesbaden wurde
Kollege Dieter Ondracek zum
Bundesvorsitzenden der DSTG
gewählt. Zuvor sammelte der
DSTG-Chef Erfahrungen in der
Personalratsarbeit in den Jah-
ren 1975 bis 1995 als Vorsitzen-
der des Personalrats beim Fi-
nanzamt Regensburg, als Vor-
sitzender des Bezirkspersonal-
rats bei der Oberfinanzdirek-
tion Nürnberg sowie als Mit-
glied im Hauptpersonalrat
beim Bayerischen Staatsminis-
terium der Finanzen. Seit 1995
ist Kollege Dieter Ondracek Mit-
glied des dbb Bundesvorstan-
des. 1999 wurde er zum Präsi-
denten der Union des Finanz-
personals in Europa (UFE) ge-
wählt. Seit 2003 gehört Kollege

Dieter Ondracek der dbb
Bundesleitung als stellvertre-
tender dbb Bundesvorsitzender
an. Kollege Dieter Ondracek be-
wirbt sich erneut für das Amt
des Bundesvorsitzenden der
DSTG.

Manfred Lehmann 
(Landesverband Nordrhein-
Westfalen)

Seit seiner Einstellung in die
Steuerverwaltung des Landes
Nordrhein-Westfalen im Jahr
1977 engagiert sich Kollege
Manfred Lehmann sowohl auf
gewerkschaftlicher als auch
personalvertretungsrechtlicher
Ebene. 1996 wechselte er vom
örtlichen Personalratsvorsitz
beim Finanzamt Köln-West so-
wie aus dem Bezirkspersonalrat
bei der Oberfinanzdirektion
Köln in den Hauptpersonalrat
beim Finanzministerium Nordr-
hein-Westfalen. Gewerkschaft-
lich engagierte sich Kollege
Manfred Lehmann in der DSTG-
Jugend. Derzeit ist er Vorsitzen-
der des DSTG-Bezirksverbands
Köln, stellvertretender Vorsit-
zender beim DSTG-Landesver-
band Nordrhein-Westfalen und
seit 1999 stellvertretender
DSTG-Bundesvorsitzender. Kol-
lege Manfred Lehmann ist Mit-
glied im Landeshauptvorstand
des dbb Nordrhein-Westfalen
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sowie im dbb Bundeshauptvor-
stand. 

Nach langjähriger Tätigkeit in
der Rechtsbehelfstelle ist Kolle-
ge Manfred Lehmann derzeit
nach kurzer Etappe im Referat
Organisation der Oberfinanzdi-
rektion Köln seit 2005 Sachge-
bietsleiter im Finanzamt Köln-
West. 

Kollege Manfred Lehmann kan-
didiert erneut für das Amt eines
stellvertretenden DSTG-Bundes-
vorsitzenden.

Helmut Overbeck 
(Landesverband Nordrhein-
Westfalen)

Kollege Helmut Overbeck fand
vom stellvertretenden Ortsvor-
sitzenden schnell den Weg in
leitende Gremien beim DSTG-
Bezirksverband Westfalen-Lip-
pe, der DSTG-Tarifkommission
sowie der dbb tarifunion. Seit
1990 ist er Mitglied des Haupt-

personalrats beim Finanzminis-
terium Nordrhein-Westfalen.
1991 übernahm Kollege Hel-
mut Overbeck  das Amt des
Vorsitzenden der DSTG-Tarif-
kommission. Auf dem 12. Steu-
er-Gewerkschaftstag in Bremen
1991 wurde er in das Amt des
stellvertretenden DSTG-
Bundesvorsitzenden gewählt.
Kollege Helmut Overbeck ge-
hört als stellvertretender Vorsit-
zender der Leitung der dbb ta-
rifunion an. Zudem hat er den
Vorsitz der dbb Tarifkommis-
sion inne. 

Für eine Wiederwahl zum stell-
vertretenden DSTG-Bundesvor-
sitzenden steht Kollege Helmut
Overbeck zur Verfügung.

Anne Schauer 
(Landesverband Hessen)

Anne Schauers gewerkschaftli-
ches Engagement in der DSTG
begann 1975 in der Landesju-
gendleitung Hessen. Anfang
der 1980er Jahre übernahm sie
gewerkschaftliche Verantwor-
tung als stellvertretende
Bundesjugendleiterin auf
Bundesebene. Der 10. Steuer-
Gewerkschaftstag in Hannover
wählte Kollegin Anne Schauer
1983 in das Amt der stellvertre-
tenden DSTG-Bundesvorsitzen-
den. Seit 1989 ist sie Landesvor-
sitzende der DSTG-Hessen. Seit
2004 ist sie Mitglied im
Bundesvorstand des dbb. In der
Personalratsarbeit engagierte

sich Kollegin Anne Schauer seit
1976 als Mitglied im örtlichen
Personalrat beim Finanzamt
Frankfurt/Höchst und beim
Hauptpersonalrat beim Hessi-
schen Finanzministerium. Den
Vorsitz des Hauptpersonalrats
hat sie seit 1988 inne. 

Kollegin Anne Schauer kandi-
diert auch in Chemnitz für das
Amt einer stellvertretenden
DSTG-Bundesvorsitzenden. 

Thomas Eigenthaler 
(Landesverband Baden-Würt-
temberg)

Kollege Thomas Eigenthaler
fand seinen Weg in die Steuer-
verwaltung 1974 als Finanz-
schüler. Nach einigen Jahren als
Sachbearbeiter entschied er
sich für ein Jurastudium und
fand 1992 zum zweiten Mal
den Weg in die Steuerverwal-
tung Baden-Württembergs. Als
Sachgebietsleiter, wissen-

schaftlicher Mitarbeiter im
Landtag, Referent für Organisa-
tion und Leiter des Präsidialbü-
ros bei der Oberfinanzdirektion
Stuttgart sammelte er vielfälti-
ge Erfahrungen und ist seit
2002 Vorsteher beim Finanz-
amt Stuttgart III. In die DSTG
trat Kollege Thomas Eigentha-
ler 1996 ein. Dort ist er Mitglied
des Landesvorstandes der
DSTG-Baden-Württemberg
(Fachreferent höherer Dienst)
sowie beratendes Mitglied im
Bezirksverband Württemberg.
Kollege Thomas Eigenthaler ist
Mitglied des Bundeshauptvor-
standes des dbb. Der 15. Steu-

er-Gewerkschaftstag in Berlin
wählte Kollegen Thomas Eig-
enthaler 2003 zum stellvertre-
tenden DSTG-Bundesvorsitzen-
den. Er ist Schriftleiter der 
Steuer-Warte. 

Kollege Thomas Eigenthaler
kandidiert erneut für das Amt
eines stellvertretenden DSTG-
Bundesvorsitzenden. 

Gewerkschaftstag des Landesverbandes Berlin:

Maschinelles Risikomanagement führt zu 
„Gleichmäßigkeit in der falschen Besteuerung“

DDeerr  SStteeuueerr--GGeewweerrkksscchhaaffttssttaagg  ddeess  LLaannddeessvveerrbbaannddeess  BBeerrlliinn  sstteellllttee

aamm  88..//99..  MMaaii  ppeerrssoonneellll  uunndd  iinnhhaallttlliicchh  ddiiee  WWeeiicchheenn  ffüürr  ddiiee  nnääcchh--

sstteenn  ffüünnff  JJaahhrree  GGeewweerrkksscchhaaffttssaarrbbeeiitt..  GGlleeiicchhzzeeiittiigg  wwuurrddeenn  ddiiee  FFoorr--

ddeerruunnggeenn  ddeerr  DDSSTTGG  aann  PPoolliittiikk  uunndd  VVeerrwwaallttuunngg  ddeeuuttlliicchh  ggeemmaacchhtt..

Im Mittelpunkt der Arbeitsta-
gung stand die Neuwahl der
Landesleitung. Detlef Dames

wurde einstimmig im Amt des
Landesvorsitzenden bestätigt.
Auch die stellvertretenden Vor-

sitzenden Mario Moeller, Bernd
Raue, Rolf Herrmann, Jürgen
Köchlin und Frank Schröder so-
wie Rainer Schröder und Chris-
ta Röglin – die beiden letzteren
als Schatzmeister/in – wurden
mit hervorragenden Ergebnis-
sen wieder in die Landesleitung
gewählt. Ergänzt wird die Reihe

der stellvertretenden Vorsitzen-
den um Carola-Maria Collé. Die
Landesleitung wird durch die sat-
zungsmäßigen Mitglieder Marti-
na Daßler (Vorsitzende der Lan-
desfrauenvertretung,) und Ben-
jamin Wegner (Vorsitzender der
Jugend) vervollständigt.

Die Zahl der zu beratenden An-
träge war mit über 90 so hoch
wie lange nicht – ein Beleg so-
wohl für die Aktivität der Bezirks-
gruppen als auch für die Vielzahl
an Problemen in der Steuerver-
waltung. Die Anträge befassten
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> Die neu gewählte Landesleitung des Landesverbandes Berlin.

sich mit den Ausbildungsbedin-
gungen und der Übernahmesi-
tuation in Berlin, mit Angelegen-
heiten der Verwaltung (von der
Stellen- und Personalsituation
über Beurteilungen bis hin zum
Gebäudemanagement) sowie
mit dem Dienst- und Tarifrecht. 

Die Kernforderungen der Anträ-
ge bildeten das Gerüst für die
Öffentlichkeitsveranstaltung des
Steuer-Gewerkschaftstages, den
unbestrittenen Höhepunkt der
zweitägigen Veranstaltung. Ne-
ben zahlreichen Vertretern aus
dem gewerkschaftlichen Umfeld
– darunter der DSTG-Bundesvor-
sitzende Dieter Ondracek, seine
Stellvertreter Anne Schauer,
Thomas Eigenthaler, Helmut
Overbeck und Joachim Rothe,
der Ehrenvorsitzende der DSTG
Hermann Fredersdorf und der
Vorsitzende des dbb beamten-
bund und tarifunion berlin Joa-
chim Jetschmann – konnten
auch Vertreter aller im Berliner
Abgeordnetenhaus vertretenen

Parteien als Gäste begrüßt wer-
den. Hinzu kam eine Vielzahl
weiterer Gäste, unter anderem
auch der Leiter des Bildungszen-
trums der Finanzverwaltung des
Landes Brandenburg – wo die
Ausbildung für die Berliner Steu-
erverwaltung stattfindet – Ru-
dolf Oehmen. Als Vertreter der
Senatsverwaltung für Finanzen
konnte Utz Eichholtz begrüßt
werden.

Detlef Dames forderte in seiner
Rede eine Abkehr vom Stellen-
und Personalraubbau. Die vom
Finanzsenator Dr. Thilo Sarrazin
geprägte „Entbehrungsquote“
brandmarkte er als Missachtung
der Arbeit der Beschäftigten in
der Steuerverwaltung. Den stän-
dig wiederholten Hinweis auf
andere Bundesländer kommen-
tierte der DSTG-Landesvorsit-
zende mit den Worten: „Es ist
nicht schlau, sich anderen Dum-
men anzuschließen“. Im Übrigen
zielten alle organisatorischen
Maßnahmen nur darauf ab, den

erhöhten Arbeitsanfall mit dem
unzureichenden Personalbe-
stand zu bewältigen. So würden
durch das Risikomanagement
zwar die Beschäftigten von Ent-
scheidungszwängen entlastet,
gleichzeitig würden aber Steuer-
mindereinnahmen in Kauf ge-
nommen. Der maschinelle Risi-
kofilter habe derzeit nur einen
Vorteil: „Es findet eine Gleich-
mäßigkeit in der falschen Be-
steuerung statt“. Dames kriti-
sierte, dass die Einführung des
maschinellen Risikomanage-
ments anfänglich eine intensive-
re Prüfung risikobehafteter Fälle
eröffnen sollte, die Senatsver-
waltung für Finanzen nun aber
weitere Personaleinsparungen
plant. „Wir lassen uns nicht für
dumm verkaufen! Ein seriöser
und partnerschaftlicher Um-
gang miteinander sieht anders
aus!“, stellte der Landesvorsit-
zende in Richtung Verwaltung
klar. Dies gelte auch in Bezug
auf das Kombi-Sachgebiet, das
gegen den Willen der Beschäf-
tigten, gegen die Einwände der
Gewerkschaften und des Ge-
samtpersonalrats und gegen die
Bedenken der meisten Vorstehe-
rinnen und Vorsteher durchge-
setzt werden soll. „Wir sind auf
dem besten Weg, Universaldilet-
tanten zu werden“, zitierte Da-
mes einen Juristen aus einem
Berliner Finanzamt. Zwar traue
die Senatsverwaltung für Finan-
zen den Beschäftigten derzeit

nicht zu, das Wissen aus allen Be-
reichen abdecken zu können.
Künftige Lehrgangsabsolventen
sollten hierzu aber in der Lage
sein. „Wen meint die Senatsver-
waltung für Finanzen denn da-
mit? Etwa die 15 Nachwuchs-
kräfte des gehobenen Dienstes,
die im Kalenderjahr 2007 angeb-
lich in Ausbildung gebracht wer-
den sollen?“, fragte der Landes-
chef unter dem tosenden Beifall
der Anwesenden. 

Unterstützung erhielten die For-
derungen der DSTG Berlin vom
DSTG-Bundesvorsitzenden Dieter
Ondracek und dem Vorsitzenden
des dbb berlin Joachim Jetsch-
mann. „Ohne Moos nix los“, stell-
te Ondracek fest. Ärger und Frust
über eine unzureichende Bezah-
lung seien leistungsbremsend. Es
sei höchste Zeit, die Fehler der
Vergangenheit bei der Bezahlung
der Beschäftigten zu korrigieren.
Zudem übte der DSTG-Chef hefti-
ge Kritik an der geplanten Unter-
nehmensteuerreform und pran-
gerte die vorgesehene Abgel-
tungsteuer auf Kapitaleinkünfte
als ungerecht an. Hier würde ei-
ne Steueroase in Deutschland
gegründet, die den Staat rund 5
Milliarden Euro koste. Jetsch-
mann forderte die unverzügliche
Aufnahme von Verhandlungen
zur Einkommenserhöhung im
Rahmen des Anwendungstarif-
vertrages sowie deren Übernah-
me für die Beamtinnen und Be-
amten. 
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DSTG lehnt Abgeltungsteuer
entschieden ab
In diesen Tagen geht das zen-
trale Steuerprojekt der Großen
Koalition – die Unternehmen-
steuerreform – über die parla-
mentarische Bühne. Teil dieses
Projektes ist auch die so ge-
nannte Abgeltungsteuer, die ab
dem Jahre 2009 gelten soll.
Kern der geplanten Abgeltung-
steuer ist die Schaffung eines
Sondersteuerrechts speziell
und nur für die Einkünfte aus
Kapitalvermögen. Sie werden
mit maximal 25 % Kapitaler-
tragsteuer belastet. Hinzu kom-
men Solidaritätszuschlag und
ggf. Kirchensteuer. Mit diesem
Steuerabzug ist die Steuer-
pflicht abgegolten. Den Steuer-
abzug nimmt das auszahlende
Kreditinstitut vor. Dieses soll
auch ausländische Steuern
gegenrechnen, die Kirchensteu-
er festsetzen sowie einen pau-
schalen Sonderausgabenabzug
berücksichtigen. In die Abgel-
tungsteuer werden auch Ge-
winne und Verluste aus Wert-
papierspekulationsgeschäften
einbezogen; diese Posten stel-
len künftig Einkünfte aus Kapi-
talvermögen dar. Auch hier sind
künftig die Banken zuständig:
Sie ermitteln Gewinne und Ver-
luste und verwalten so genann-
te Verlustvortragstöpfe. Beim
Steuerabzug haben die Institu-
te den Sparer-Pauschbetrag in
Höhe von 801/1.602 Euro zu
berücksichtigen, eine Zu-
sammenfassung des bisherigen
Werbungskostenpauschbetra-
ges und des Sparerfreibetrages;
weitere Werbungskosten kön-
nen nicht mehr geltend ge-
macht werden. Falls der Grenz-
steuersatz unter 25 % liegt, ist
eine Veranlagungsoption vorge-
sehen.

Anfang Mai fand im Finanzaus-
schuss des Deutschen Bundes-
tages die parlamentarische
Sachverständigenanhörung
statt. Bei der mehrstündigen
Anhörung wurde die DSTG

durch ihren stellvertretenden
Bundesvorsitzenden Thomas
Eigenthaler vertreten. Sowohl
in der vorausgegangenen
schriftlichen Stellungnahme
wie auch bei der Anhörung hat
sich die DSTG sehr kritisch zur
Abgeltungsteuer positioniert.
Die Kritikpunkte sind aus Sicht
der DSTG gravierend. So weist
die Abgeltungsteuer den ver-
fassungsrechtlich außeror-
dentlich problematischen Weg
in die sogen. Schedulen-Be-
steuerung, d. h. eine Einkunfts-
art wird anders besteuert als
die übrigen. Für Bezieher ho-
her Einkünfte aus Kapitalver-
mögen bedeutet dies aus Sicht
der DSTG eine unzulässige Pri-
vilegierung und ist damit ein
glatter Verstoß gegen das Ge-
bot gleichmäßiger Besteue-
rung bei gleicher Leistungsfä-
higkeit. Immerhin beträgt die
Spreizung beim Einkommen-
steuersatz bis zu 20 Prozent-
punkte! 

Nachdrücklich hob DSTG-Vize
Thomas Eigenthaler gegenü-
ber den Abgeordneten hervor,
dass das neue Recht keines-
wegs eine Vereinfachung
gegenüber dem bisherigen
Recht bedeute. Vielmehr müs-
se das Finanzamt in zahlrei-
chen Fällen korrigierend ein-
greifen und Veranlagungen
durchführen. Heftig kritisierte
er in der Anhörung, dass den
Banken eine völlig neue Rolle
zuwachse. Da es ein spezielles
Kapitalertragsteuer-Prüfungs-
verfahren nicht gebe, sei es na-
hezu unmöglich, Fehler zu Las-
ten des Fiskus aufzudecken. Es
sei höchst bedenklich, dass
Banken künftig alleine Gewin-
ne und Verluste bei Spekula-
tionsgeschäften ermittelten,
Verlustvortragstöpfe verwalte-
ten, ausländische Steuern be-
rücksichtigten, die Kirchen-
steuer berechneten und den
entsprechenden Sonderausga-
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benabzug ohne jede Mitwir-
kung des Finanzamts vornäh-
men. Eigenthaler forderte aus-
drücklich, den geplanten Ver-
zicht auf die zusammengefass-
te Jahresbescheinigung wieder
zurückzunehmen. Deren ge-
plante Abschaffung sei eine
massive Beeinträchtigung von
Verbraucherinteressen. Schließ-
lich müsse der Bankkunde
exakt nachvollziehen können,
was die Bank in steuerlicher
Hinsicht getan habe. Ange-
sichts der politischen Großwet-
terlage sowie des massiven Ein-
tretens der Finanzwelt für die
Abgeltungsteuer – dort wird
allerdings noch eine weitere
Absenkung des Steuersatzes

gefordert – wird die Abgel-
tungsteuer zunächst wohl
plangemäß kommen. Die
Schwachstellen sind jedoch of-
fensichtlich: Neben einer of-
fensichtlichen Privilegierung
von Beziehern hoher Einkünfte
aus Kapitalvermögen erfolgt
de facto eine Teilprivatisierung
des Finanzamts auf dem Feld
der Kapitaleinkünfte. Die DSTG
beklagt nachdrücklich diese
Fehlentwicklung des Steuer-
rechts. Sie rechnet schon heu-
te, übrigens im Einklang mit
führenden Steuerrechtsexper-
ten, mit neuerlichen Verfas-
sungseinsprüchen, die die Fi-
nanzämter überschwemmen
werden. �

Konsequenzen aus Anhörung von 
Experten:

Unternehmen-
steuerreform wird
nachgebessert
Massive Kritik in den Exper-
tenanhörungen Ende April
und Anfang Mai dieses Jahres
im Bundestagsfinanzaus-
schuss haben dazu geführt,
dass der Gesetzentwurf zur
Unternehmensteuerreform
2008 zumindest teilweise ge-
ändert wurde. 

Unter anderem soll die Zins-
schranke gelockert werden.
Zwar sollen wie bisher ledig-
lich 30 Prozent des Gewinns
als Betriebsausgaben geltend
gemacht und höhere Zinszah-
lungen in die Folgejahre vor-
getragen werden können. Bei
der Ermittlung der maßgeb-
lichen Bemessungsgrundlage
sollen zukünftig jedoch auch
Abschreibungen einbezogen
werden – insgesamt gesehen
ergibt sich damit für die
Unternehmen eine Entlas-
tung. 

Die ebenfalls von der DSTG in
der Expertenanhörung kriti-
sierte Poolabschreibung bei
geringwertigen Wirtschafts-
gütern wurde teilweise geän-
dert. Statt wie bisher vorgese-
hen, die Möglichkeit zur So-
fortabschreibung nur gering-
wertige Wirtschaftsgüter bis
100 Euro Anschaffungskosten
zuzulassen, soll diese Grenze
nunmehr auf 150 Euro ange-
hoben werden. Geringwertige
Wirtschaftsgüter zwischen
150 Euro und 1 000 Euro sol-
len nach wie vor in einem Pool
zusammengefasst und über
fünf Jahre hinweg abgeschrie-
ben werden können. 

Der Gesetzgeber erweiterte
auch die Voraussetzungen für
die Bildung von steuerfreien
Rücklagen für Investitionen.
Zunächst war angedacht, dass
nur die Unternehmen, deren

Betriebsvermögen höchstens
210 000 Euro beträgt, 40 Pro-
zent der zukünftigen Anschaf-
fungskosten für bewegliche
Wirtschaftsgüter in eine steuer-
freie Rücklage einstellen dür-
fen. Nach den neuen Planun-
gen beträgt diese Betriebsver-
mögensgrenze nun 235 000 Eu-
ro. 

Darüber hinaus sollen ge-
schäftsübliche Skonti, Rabatte
und Boni nicht zum gewerbe-
steuerlichen Gewinn hinzuge-
rechnet werden, um den Er-
mittlungsaufwand für diese Be-
träge nicht weiter zu erhöhen.
Die Finanzierungsanteile in
Mieten, Pachten und Leasingra-

ten wurden trotz Kritik aus 
der Wirtschaft jedoch nicht ge-
senkt. 

Im Rahmen der ab dem 1. Janu-
ar 2009 geplanten Abgeltung-
steuer soll der Abzug von Verlus-
ten aus Aktienverkäufen auf Ge-
winne auf lediglich diese Ge-
schäfte beschränkt werden. Da-
mit bleibt die jetzige Rechtslage
erhalten. Zuvor war geplant,
dass alle Kapitaleinkünfte unter-
einander unbeschränkt verrech-
net werden können. 

Nach der Zustimmung im
Bundestag in zweiter und dritter
Lesung am 25. Mai stand das
Gesetz am 8. Juni auf der Tages-
ordnung des Bundesrates. �

Ortsverband Plauen in der Bundesgeschäftsstelle

Im Rahmen einer Berlin-Fahrt, die u. a. die Besichtigung des
Reichstags und eine Diskussion mit der Wahlkreisabgeordne-
ten vorsah, stattete der Ortsverbandsvorsitzende Friedemar
Schmidt mit seinen Kolleginnen und Kollegen auch der DSTG-
Bundesgeschäftsstelle einen Besuch ab. Hier informierte DSTG-
Bundesgeschäftsführer Rafael Zender über Organisation und
Arbeit der DSTG-Bundesgeschäftsstelle sowie aktuelle steuer-
politische Vorhaben und dienstrechtliche Entwicklungen. �
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> Zufriedene Gesichter: Teilnehmer des Seminars an der dbb akademie in
Königwinter unter Leitung des stellvertretenden DSTG-Vorsitzenden
Thomas Eigenthaler.

Seminar „höherer Dienst“ in
Königswinter ist ein Magnet
Einmal im Jahr veranstaltet die
DSTG im Rahmen ihres Semi-
narkonzeptes auch eine Veran-
staltung speziell für Beschäf-
tigte im höheren Dienst. Das
Seminar dauert jeweils drei Ta-
ge. Es findet an der renom-
mierten Akademie des Deut-
schen Beamtenbundes in Kö-
nigswinter statt. Dort treffen
sich sowohl jüngere wie auch
gestandene Kolleginnen und
Kollegen des höheren Diens-
tes. Unter der Leitung des stell-
vertretenden Bundesvorsitzen-
den der DSTG, Thomas Eigent-
haler, erhalten die Teilnehmer
wichtige Informationen aus er-
ster Hand, und es werden ge-
meinsame Probleme der täg-
lichen Praxis diskutiert. Ebenso
schätzen aber alle Teilnehmer
das gewerkschaftliche, das so-
lidarische Miteinander über
Landesgrenzen hinweg. Viele
empfinden dieses Netzwerk
als wichtigen Baustein für die
tägliche Arbeit.

Die diesjährige Veranstaltung
fand Ende April statt. Der stell-
vertretende DSTG-Vorsitzende
Thomas Eigenthaler konnte
wiederum Vertreter aus fast al-
len Bundesländern begrüßen.
Als erster Referent führte 
Eigenthaler in aktuelle Fragen

der Steuerpolitik ein und infor-
mierte über die Grundstruktu-
ren des neuen REIT-Gesetzes,
das sowohl in gesellschafts-
rechtlicher wie in steuerlicher
Hinsicht viel Neues, aber auch
viel Unverständliches bringt.
Im zweiten Teil seines Referats
informierte Eigenthaler über
die geplante Unternehmen-
steuerreform und die beab-
sichtigte Abgeltungsteuer. 

Ein weiterer Seminarschwer-
punkt war ein Referat des Vize-
Chefs des Rechenzentrums
Nordrhein-Westfalen, Dr.
Heinz-Peter Röhrs, zum Thema
KONSENS. Röhrs stellte an-
schaulich und hochkompetent
das Nachfolgeprojekt zu 
FISCUS dar. Während Letzteres
sich ja als millionenschwerer
Flop entpuppte, spricht derzeit
Einiges dafür, dass sich mit
KONSENS die Dinge auf dem
bundeseinheitlichen EDV-Sek-
tor nun in eine positive Rich-
tung entwickeln. Erste Teilpro-
dukte kommen bereits im
Hintergrund zum Einsatz.

Auf großes Interesse der Teil-
nehmer stieß auch der Semi-
narblock „Tarifpolitik“, der vom
stellvertretenden DSTG-Vorsit-
zenden und Vize der dbb tarif-

union, Helmut Overbeck, be-
stritten wurde. Kenntnisreich
und als anerkannter Fachmann
umriss er die Grundlinien des
neuen TV-L sowie des TV-Leis-
tung. Engagiert warb er bei
den Teilnehmern für die von
den Tarifparteien vereinbarte
On-Top-Leistungsbezahlung im
Tarifbereich. Ergänzt wurde
dieser Block durch ein Referat
von Thomas Eigenthaler zu
den aktuellen Entwicklungs-

tendenzen im Öffentlichen
Dienstrecht nach der Föderalis-
musreform. Die Reform hat ja
bekanntlich für Landesbeam-
tinnen und -beamte zu einer
Verlagerung der Kompetenzen
für Besoldungs-, Versorgungs-
und Laufbahnrecht auf die
Länder geführt.
Zum Ausklang referierte der
Chef des Finanzamts Ludwigs-
hafen, Dr. Hans Hermann Bo-
witz, über „Event Manage-
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Aktuelles Steuerrecht für Praktiker:

Aktuelles Ertragsteuer-/Außensteuerrecht 15.9.2007

Aktuelles Unternehmensteuerrecht 13.10.2007

Aktuelles Verfahrensrecht 10.11.2007

50476 Köln, Postfach 10 36 65 Partner von
Tel.: (02 21) 4 20 56 20 Abels/Kallwas/Stitz
Fax: (02 21) 4 20 56 11 Lehrgänge zum
E-Mail: steuer@stitz.de WP
Internet: www.stitz.de www.aks-online.de

Lehrgänge zum Steuerberater
in Düsseldorf

Samstaglehrgang* seit 19.5.2007
Dreimonatskurs* 4.6. – 24.8.2007
Fernlehrgang* ca. 1 Jahr
Klausurenkurs seit 1.4. – 15.9.2007
Klausuren-Crash-Kurs 27.8. – 14.9.2007 NEU!
*inklusive Loseblattausgabe, Klausurenkurs, Vorbereitung auf das mündl. Examen

Begutachtet durch das Bundesinstitut für 
Berufsbildung. Zugelassen durch die Staatliche 
Zentralstelle für Fernunterricht.

ment“ im Finanzamt. Dieses
für viele unbekannte Thema
wurde naturgemäß mit Span-
nung erwartet. Dem Referen-
ten gelang es auf souveräne
Weise, den hohen Erwartun-
gen gerecht zu werden. Dr. Bo-
witz warb in seinem plasti-
schen Vortrag dafür, das Fi-
nanzamt nicht nur als nach in-
nen gekehrte Organisation zu
begreifen. Vielmehr müsse ei-
ne Behörde in einer Medienge-
sellschaft auch nach außen
durch Aktionen und Veranstal-
tungen für ihre wichtige Arbeit
werben und auf die besondere

Funktion öffentlich aufmerk-
sam machen. Eine solche 
Präsentation verbessere den
gesellschaftlichen und politi-
schen Rückhalt und könne
außerdem zu einer Solidari-
sierung der Beschäftigten 
mit „ihrem“ Finanzamt bei-
tragen.
Neben harter Seminararbeit
kam auch das Gesellige nicht
zu kurz. Viele interessante
Smalltalks und das verbin-
dende Kölsch am Abend run-
deten das Ganze harmonisch
ab. Fazit der Teilnehmer: Wir
kommen wieder! �

Großer DSTG-Erfolg 
bei HPR- und BPR-Wah-
len in Sachsen
Bei den Personalratswahlen am 15. Mai 2007 zum Haupt-
sowie zum Bezirkspersonalrat ist die DSTG im Freistaat
Sachsen durch ein tolles Wahlergebnis in ihrer bisherigen
Arbeit bestätigt worden. 

Von den 13 Sitzen der Vertreterinnen und Vertreter für die
Gruppe der Beamtinnen und Beamten im HPR werden zu-
künftig acht von DSTG-Mitgliedern besetzt. Im Bezirksper-
sonalrat erlangte die DSTG bei der Beamtengruppe 10 von
insgesamt 16 Sitzen.

Von den sechs Sitzen für die Gruppe der Angestellten er-
langte die DSTG im HPR zwei und im Bezirkspersonalrat von
drei Sitzen zwei. Bei der Gruppe der Arbeiter erreichte die
DSTG in beiden Gremien von den jeweils zwei Sitzen einen
Sitz.

In der HJAV konnte die DSTG von sieben Sitzen sechs für
sich verbuchen, in der BJAV alle fünf.

Insgesamt bezeichnete der Vorsitzende des DSTG-Landes-
verbands Sachsen, Kollege Günter Steinbrecht, die Wahlen
als höchst erfolgreich – die DSTG habe mit ihren Kandida-
tinnen und Kandidaten ihre starke Position behaupten kön-
nen. �

Seminar über 
neues Tarifrecht

> Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Tarifseminars in Berlin.

Das neue Tarifrecht nach In-
krafttreten des Tarifvertrages
für den öffentlichen Dienst der
Länder (TV-L) ist und bleibt ein
Dauerbrenner im Seminarpro-
gramm der DSTG. Kolleginnen
und Kollegen aus elf Mitglieds-
verbänden nahmen vom 10.
bis 12. Mai 2007 in Berlin die
Gelegenheit wahr, sich aus-
führlich von den Referenten in-
formieren zu lassen. Das Semi-
nar wurde von dem Vorsitzen-
den der Tarifkommission Hel-
mut Overbeck geleitet.

Overbeck und Karl-Heinz Le-
verkusen (BV Düsseldorf) be-
richteten u. a. über den TV-L
und neue Qualifizierungskon-

zepte für die Fortbildung der
Beschäftigten in der Finanzver-
waltung. Die Tarifauseinander-
setzung im öffentlichen Dienst
im Jahr 2006 und die Gestal-
tung von Arbeitskampfmaß-
nahmen beleuchtete der stell-
vertretende Vorsitzende des
Bezirksverbandes Westfalen-
Lippe, Kollege Friedhelm Tho-
mas. DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek informierte die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer über
die aktuelle Gewerkschaftsar-
beit auf Bundesebene.

Die Möglichkeit zu einem Be-
such der DSTG-Bundesge-
schäftsstelle rundete das Se-
minarprogramm ab. �
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> TAUSCHECKE

� Steuerinspektorin (A 9) aus Niedersachsen (OFD Hannover, FA 
Oldenburg) sucht aus familiären Gründen Tauschpartner/in aus NRW
(OFD Rheinland). Versetzungsantrag ist gestellt. Bitte meldet Euch beim
DSTG-Verlag, im FA unter 04 41/23 82 21 oder 01 71/2 63 97 70.

� Steuerinspektorin z. A. (A 9) aus NRW, OFD Münster, sucht DRINGEND
einen Tauschpartner aus Schleswig-Holstein oder Hamburg, Verset-
zungsantrag ist bereits gestellt, Ringtausch ist auch möglich. Bitte mel-
det Euch unter 01 73/2 54 66 31.

� StAR‘in (A 12) aus Schleswig-Holstein sucht Tauschpartner/in aus Bay-
ern, Hessen, Baden-Württemberg oder Rheinland-Pfalz. Auch Ring-
tausch. Versetzungsanträge sind gestellt. Tel. 01 63/9 86 62 97.

� Steueramtfrau (A 11) aus NRW sucht aus familiären Gründen drin-
gend einen Tauschpartner/in aus Schleswig-Holstein oder Hamburg.
Versetzungsanträge wurden bereits vor längerer Zeit gestellt. Auch
Ringtausch möglich. Bitte melden unter m4044@web.de oder 
0 41 21/2 62 34 00 oder 01 72/2 75 52 36.

� StHS`in (A8) aus Hamburg sucht aus familiären Gründen dringend
Tauschpartner aus Hessen bzw. Berlin. Evtl. auch Ringtausch über ein
anderes Bundesland möglich. Bei Interesse bitte 06101 / 50 11 80 bzw.
Gundula.Kramer@arcor.de

� Steuerinspektorin z. A. (A 9) aus Schleswig-Holstein (FM Kiel, Finanz-
amt Stormarn) sucht aus familiären Gründen dringend
Tauschpartner/in aus Sachsen oder Sachsen-Anhalt. Versetzungsantrag

ist bereits gestellt, Ringtausch ist auch möglich. Bitte meldet Euch beim
DSTG-Magazin oder unter 01 62/2 01 11 37. 

� Steuerobersekretärin (A 7) aus Hamburg sucht aus familiären Grün-
den dringend eine/n Tauschpartner aus Schleswig-Holstein (A 6/A7).
Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Ringtausch wäre möglich.
Bitte meldet Euch beim DSTG-Magazin, bei mir 01 62 / 9 41 05 35 oder
d. 0 40/4 28 11 50 60. 

� StI‘in z. A. (A 9) aus Niedersachsen (OFD Hannover) sucht aus fami-
liären Gründen dringend eine/n Tauschpartner/in aus Bayern, ggf. auch
im Wege des Ringtausches. Versetzungsantrag ist bereits gestellt. Bitte
meldet Euch bei mir unter 01 76/22 21 76 79 oder 
E-Mail: madelein609@aol.com

� Steuersekretärin (A 6) aus dem Saarland sucht dringend eine/n
Tauschpartner/in aus Rheinland-Pfalz, OFD Koblenz, FA Kaiserslautern.
Versetzungsantrag ist bereits gestellt. Ringtausch ist möglich. Bitte mel-
det Euch unter 01 76/65 91 15 53.

� Steuerobersekretärin (A 7) aus Thüringen (FM Erfurt, Finanzamt Il-
menau) sucht aus familiären Gründen Tauschpartner/in aus Berlin oder
Brandenburg. Auch Ringtausch. Versetzungsanträge sind gestellt. Tel. 01
77/4 54 77 24 oder sipbaht@freenet.de 

� HStS’in (A 8) aus Bremen sucht zum 1. 10. 2007 einen Tauschpartner
aus Hamburg! Versetzungsantrag ist gestellt, Ringtausch ist möglich.
Bitte melde Dich unter 01 72/1 57 65 90. 




